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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 9 SB 34/14 B 
 
L 5 SB 93/13 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 6 SB 41/12 (SG Lüneburg) 
 
 
 
…………………………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Niedersachsen, 
vertreten durch das Niedersächsische Landesamt für Soziales, Jugend und Familie  
- Landessozialamt -, 
Domhof 1, 31134 Hildesheim, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. Dezember 2014 durch die 

Richterin   Dr.  R o o s    als Vorsitzende sowie die Richter   O t h m e r    und    Dr.  R ö h l   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 1. April 2014 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger wendet sich gegen die angebliche Untätigkeit des Beklagten, der über seinen Wider-

spruch vom 20.1.2011 gegen den Bescheid vom 28.12.2010 noch nicht entschieden habe. Mit 

diesem Bescheid hat der Beklagte den Grad der Behinderung (GdB) des Klägers von 100 vH 

auf 30 vH herabgesetzt und die Feststellung weiterer Merkzeichen zurückgenommen. 

 

Das SG hat die am 5.3.2012 erhobene Klage vom 29.2.2012 mit Gerichtsbescheid vom 

24.6.2013 abgewiesen, weil der Kläger kein Rechtsschutzbedürfnis habe. Er beanstande zwar 

formal die Nichteinhaltung der Frist des § 88 Abs 2 SGG. Diese von ihm maßgeblich selbstver-

schuldete Untätigkeit des Beklagten missbrauche er jedoch nur als Anknüpfungspunkt, um fort-

während Mitarbeiter des Beklagten zu beschimpfen, zu beleidigen und herabzuwürdigen. 

 

Mit dem angefochtenen Urteil vom 1.4.2014 hat das LSG die Berufung des Klägers als unbe-

gründet zurückgewiesen. Die Klage sei schon wegen des identischen Streitgegenstands in dem 

Verfahren S 6 SB 87/11 - S 15 SB 36/14 WA unzulässig. Denn auch dort mache der Kläger 

geltend, dass der Beklagte über seinen Widerspruch vom 20.1.2011 bisher nicht entschieden 

habe. Nachdem das SG entschieden habe, dieses Verfahren fortzusetzen, sei es dort wieder 

anhängig und entfalte gemäß § 202 SGG iVm § 17 Abs 1 S 2 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) 

Sperrwirkung. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision wendet sich der Kläger mit seiner Beschwerde, für die 

ihm der erkennende Senat Prozesskostenhilfe (PKH) gewährt hat (Beschluss vom 18.6.2014) 

und die er nunmehr mit einem Wiedereinsetzungsantrag verbindet. Mit seiner Beschwerde 

macht der Kläger Verfahrensfehler geltend. Das LSG habe seinen Anspruch auf Gewährung 

rechtlichen Gehörs verletzt, weil es ihm keinerlei Verwaltungsakten zur Einsicht übersandt habe, 

insbesondere finde sich in keiner der Gerichtsakten eine Kopie des Bescheides vom 8.2.2010. 

Der von ihm gestellte Antrag mit Schriftsatz vom 14.3.2014 auf Terminsverschiebung bis zur 

gerichtlichen Bewilligung von PKH und gerichtlicher Beiordnung eines Fachanwalts sei nicht 

entschieden worden. Auch habe er darauf hingewiesen, dass ihm die Gerichtsschreiben in ver-

ständlicher Form mittels Hörkassetten übersandt werden sollten. Insoweit werde auf das Paral-

lelverfahren B 3 P 2/14 B verwiesen. Er sei deshalb nicht wirksam geladen worden. Die Nicht-

Zurverfügungstellung der Dokumente in behindertengerechter Form an den Kläger führe zudem 

gemäß Art 13 Abs 1 UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) iVm Art 3 Abs 3 S 2 und 

Art 103 Abs 1 GG, § 191a GVG, §§ 3, 6 Zugänglichmachungsverordnung (ZMV) und § 62 SGG 

zu einer Verletzung elementarer prozessualer Rechte des Klägers. Die Grundsätze des rechtli-

chen Gehörs und des fairen Verfahrens erforderten, den Beteiligten jedenfalls die Möglichkeit zu 

geben, entsprechende Angaben zur Terminsverlegung zu machen und die erforderlichen 
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Unterlagen einzureichen, wenn dem Gericht ein Verhinderungsgrund nicht hinreichend substan-

tiiert erscheine. Darüber hinaus habe das LSG Akten aus anderen Verfahren des Klägers beige-

zogen, ohne diesen hierüber zu informieren und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

Er habe erst aus dem Urteil über die Beiziehung der Akten L 5 SB 142/12 und S 6 SB 87/11 

= S 15 SB 36/14 WA erfahren. Auch verletze das Übergehen der Anträge des Klägers auf 

Akteneinsicht und PKH seinen Anspruch auf rechtliches Gehör. 

 

Das LSG habe infolge der Gehörsverletzung zudem verfahrensfehlerhaft entschieden, weil es 

nicht erkannt habe, dass Gegenstand des Rechtsstreits allein der Antrag des Klägers auf um-

fassende Begutachtung gewesen sei, den er mit der Leistungsklage verfolgt habe. 

 

Die fehlende weitere Amtsermittlung bezüglich der Blindheit des Klägers stelle zudem einen 

Verfahrensmangel nach § 103 SGG dar. Zum einen habe das LSG "den Beweisantrag des Klä-

gers zu dem Vorliegen seiner Blindheit gemäß Schriftsatz Bl 56, 73 ff ohne hinreichende Be-

gründung übergangen". Zweitens habe das LSG versäumt, "den sachverständigen Zeugen zu 

vernehmen und dem Kläger und Beschwerdeführer die Möglichkeit zu eröffnen, ihn zu befragen 

(§ 118 SGG iVm §§ 414, 397 ZPO)". Soweit ärztliche Stellungnahmen vorgelegen hätten, habe 

das LSG diese in unzulässiger Weise einer vorweggenommenen Würdigung unterzogen. 

 

Schließlich rügt der Kläger das Übergehen seiner Prozessunfähigkeit und die unterlassene Be-

stellung eines besonderen Vertreters durch das LSG. 

 

 

II 

 

1. Die mögliche Prozessunfähigkeit des Klägers stellt kein Verfahrenshindernis für die vorlie-

gende Beschwerde dar. Denn ein Rechtsmittel, in welchem sich ein Beteiligter auf seine Pro-

zessunfähigkeit beruft, ist zunächst ohne Rücksicht darauf zulässig, ob die für die Prozessfähig-

keit erforderlichen Voraussetzungen festgestellt werden; entsprechend ist auch die zur Einle-

gung des Rechtsmittels erteilte Prozessvollmacht wirksam. Die Prozessfähigkeit ist dann grund-

sätzlich so lange zu unterstellen, bis darüber rechtskräftig entschieden ist (vgl BSGE 5, 176, 

177; BGH NJW 1996, 1059 f; BGHZ 143, 122, 123). Sozialgerichtliche Verfahren sind schon 

grundsätzlich nicht wegen mangelnder Prozessfähigkeit des Klägers unzulässig; vielmehr ist 

dem Prozessunfähigen nach § 72 Abs 1 SGG für das Verfahren ein besonderer Vertreter zu 

bestellen (vgl BSG Beschluss vom 18.6.2014 - B 3 P 2/14 B - NZS 2014, 838, 839, RdNr 5 

mwN). Ungeachtet der vorgebrachten Zweifel an der Prozessfähigkeit des Klägers war dessen 

Anliegen im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde bereits dadurch Rechnung getragen, 

dass der Kläger durch seine Prozessbevollmächtigte vertreten war (vgl BSG, aaO, RdNr 7 

mwN). 
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2. Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Beschwerde ist fristgerecht begründet 

worden; dies gilt auch in Hinblick auf das Vorbringen im Schriftsatz von 18.11.2014: Dieser ist 

zwar nach Ablauf der Begründungsfrist eingegangen, jedoch war der Prozessbevollmächtigten 

zuvor zur (insoweit fristgerechten) Begründung der Nichtzulassungsbeschwerde vom 26.9.2014 

keine vollständige Akteneinsicht in die Verwaltungsakten gewährt worden, und insoweit Wieder-

einsetzung in den vorigen Stand zu gewähren (§ 67 SGG). Aber auch unter Berücksichtigung 

des Vorbringens im Schriftsatz vom 18.11.2014 genügt die Begründung nicht den gesetzlichen 

Anforderungen. Ein Zulassungsgrund ist nicht ordnungsgemäß dargetan worden (vgl § 160a 

Abs 2 S 3 SGG). 

 

a) Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie diejenige des Klägers - darauf gestützt, dass ein 

Verfahrensmangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 

Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a 

Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen 

substantiiert dargetan werden. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend ge-

machte Verfahrensmangel dabei auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn 

er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht 

gefolgt ist. Will die Beschwerde demnach einen Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklä-

rungspflicht rügen (§ 103 SGG), so muss sie einen für das Revisionsgericht ohne Weiteres auf-

findbaren Beweisantrag bezeichnen, dem das LSG nicht gefolgt ist. 

 

Schon daran fehlt es hier. Die Beschwerde erwähnt zwar einen Beweisantrag und gibt die Sei-

tenzahl in der Gerichtsakte an, auf dem sich dieser befinden soll. Der Kläger hat es indessen 

versäumt, den genauen Inhalt des Antrags sowie das Beweisthema wiederzugeben. Es ist nicht 

Aufgabe des Senats, sich den Inhalt des Beweisantrags anhand der Akten selber zu erarbeiten. 

Allein auf der Grundlage der Beschwerdebegründung vermag der Senat nicht zu ersehen, ob 

der Kläger überhaupt einen zulässigen Beweisantrag gestellt hat. Zudem ist das LSG als letztin-

stanzliche Tatsacheninstanz nur dann einem Beweisantrag ohne hinreichende Begründung nicht 

gefolgt, wenn es sich hätte gedrängt fühlen müssen, den beantragten Beweis zu erheben (BSG 

SozR 1500 § 160 Nr 5). Insoweit hätte es des klägerseitigen Vortrags bedurft, weshalb nach den 

dem LSG vorliegenden Beweismitteln Fragen zum tatsächlichen und medizinischen Sachverhalt 

aus der rechtlichen Sicht des LSG erkennbar offen geblieben sind und damit zu einer weiteren 

Aufklärung des Sachverhalts zwingende Veranlassung bestanden haben soll (vgl Becker, Die 

Nichtzulassungsbeschwerde zum BSG <Teil II>, SGb 2007, 328, 332 zu RdNr 188 unter Hin-

weis auf BSG Beschluss vom 14.12.1999 - B 2 U 311/99 B mwN). Dies hat der Kläger versäumt. 

Die bloße Darlegung, weshalb aus seiner Sicht weitere Ermittlungen erforderlich gewesen wä-

ren, entspricht diesem Erfordernis nicht (vgl BSG Beschluss vom 4.12.2006 - B 2 U 227/06 B - 

RdNr 3). Tatsächlich kritisiert der Kläger die Beweiswürdigung des LSG (vgl § 128 Abs 1 S 1 

SGG), womit er nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG von vornherein keine Revisionszulassung 

9 

10 

11 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 - 

 

 

  

- 6 - 

erreichen kann. Entsprechendes gilt, soweit der Kläger eine unzureichende Rechtsanwendung 

des LSG rügen wollte (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7 S 10). 

 

Ferner hat der Kläger auch die Entscheidungserheblichkeit der Nichtberücksichtigung seines 

Antrags auf Ausübung des Fragerechts gegenüber den vermeintlichen sachverständigen Zeu-

gen nicht ordnungsgemäß dargelegt. Denn zur Darlegung der Entscheidungserheblichkeit der 

Nichteinholung eines Gutachtens oder der Rüge einer fehlerhaften und unterlassenen Verneh-

mung eines Zeugen oder Anhörung eines Sachverständigen ist auch rein hypothetisch darzule-

gen, welches Beweisergebnis dieses erbracht hätte (vgl BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 und 

BSG SozR 1500 § 160a Nr 24), und dass dieses Beweisergebnis - ausgehend vom Rechts-

standpunkt des LSG - eine Entscheidung zugunsten des Beschwerdeführers hätte möglich ma-

chen können (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 34). Denn nur diese Darlegungen lassen erken-

nen, weshalb das LSG sich zu dieser weiteren Beweiserhebung hätte gedrängt sehen müssen 

und weshalb die Entscheidung des LSG auf diesem Verfahrensmangel beruhen soll (vgl Becker, 

aaO, S 333). 

 

Zwar kann die Nicht-Ladung eines Sachverständigen oder sachverständigen Zeugen zur Erläu-

terung seines Gutachtens oder zur Befragung in der mündlichen Verhandlung grundsätzlich 

einen Aufklärungsmangel und damit einen Verstoß gegen die §§ 103, 118 Abs 1 SGG iVm 

§ 411 Abs 3 ZPO darstellen. Aber auch insoweit bedarf es neben einem rechtzeitigen Antrag der 

konkreten Formulierung von Fragen oder deren Umschreibung, die - vom Rechtsstandpunkt des 

LSG aus - objektiv sachdienlich sind (vgl BSG SozR 1750 § 411 Nr 2). Wie oben bereits aus-

geführt, mangelt es an der Darlegung konkreter Fragen durch den Kläger zum tatsächlichen und 

medizinischen Sachverhalt aus der rechtlichen Sicht des LSG. 

 

Die Entscheidung des LSG ist nicht deshalb (fortwirkend) verfahrensfehlerhaft, weil das SG 

durch Prozessurteil statt durch Sachurteil entschieden und das LSG diese Entscheidung bestä-

tigt hat. Allerdings stellt es einen Verfahrensmangel dar, wenn durch Prozessurteil entschieden 

wird, obwohl eine Sachentscheidung hätte ergehen müssen (vgl BSG Beschluss vom 4.3.2014  

- B 1 KR 43/13 B - Juris; zur Fortwirkung Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 2. Aufl 

2010, RdNr 447). Soweit der Kläger anführt, streitgegenständlich sei im vorliegenden Verfahren 

allein sein Antrag auf Begutachtung und keine Untätigkeitsklage gegen den Bescheid vom 

28.12.2010 (Beschwerdebegründung S 12), fehlte einer solchen auf eine unselbstständige ver-

fahrensfördernde Maßnahme gerichteten Leistungsklage jedenfalls das Rechtsschutzbedürfnis, 

sodass dann ebenfalls eine Entscheidung durch Prozessurteil hätte getroffen werden müssen. 

Nichts anderes würde mit Blick auf die Herabsetzung des GdB auf 30 vH in Bezug auf die als 

Streitgegenstand angeführte Rücksendung eines verloren gegangenen Schwerbehindertenaus-

weises gelten. Soweit der Kläger hilfsweise vorträgt, selbst wenn der Bescheid vom 28.12.2010 

Streitgegenstand geworden sei, so sei zumindest im Verfahren S 15 SB 36/14 WA die Rechts-

hängigkeit durch Verfügung des Gerichts vom 22.5.2013 entfallen und sodann erneut erst durch 
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weitere gerichtliche Verfügung vom 12.2.2014 über die Fortsetzung des dortigen Verfahrens 

aufgelebt, nachdem zu diesem Zeitpunkt bereits eine vorrangige Rechtshängigkeit im hiesigen 

Verfahren eingetreten sei, so verkennt er, dass im Falle der Fortsetzung eines zunächst kraft 

Rücknahmefiktion beendeten Verfahrens (§ 102 Abs 2 S 1 SGG) die Fortsetzung des 

Verfahrens im Nachhinein zu einer durchgehenden Rechtshängigkeit führt (vgl BSG Urteil vom 

28.11.2002 - B 7 AL 26/02 R - Juris; Jaritz in Roos/Wahrendorf, SGG, 2014, § 94 RdNr 60). 

Sollte es sich entgegen seinem Vortrag um eine (neue) Wiederaufnahmeklage gehandelt 

haben, hätte es jedenfalls einer näheren Betrachtung bedurft, dass die Entscheidung auf dem 

Verfahrensmangel beruht und die Möglichkeit eines für den Kläger günstigeren Ergebnisses 

besteht. Daran fehlt es. 

 

b) Soweit der Kläger eine Verletzung seines rechtlichen Gehörs (§ 62 SGG) durch das LSG 

darin sieht, dass dieses seine Beweisanträge übergangen habe, genügt sein Vorbringen eben-

falls nicht den Darlegungserfordernissen. § 62 SGG konkretisiert den verfassungsrechtlichen 

Anspruch auf rechtliches Gehör (Art 103 Abs 1 GG). Die Vorschrift soll verhindern, dass die 

Beteiligten durch eine Entscheidung überrascht werden, die auf Rechtsauffassungen, Tatsachen 

oder Beweisergebnissen beruht, zu denen sie sich nicht äußern konnten (s § 128 Abs 2 SGG; 

vgl BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 12; BVerfGE 84, 188, 190) und sicherstellen, dass ihr Vorbringen 

vom Gericht zur Kenntnis genommen und in seine Erwägungen miteinbezogen wird 

(BVerfGE 22, 267, 274; 96, 205, 216 f). Das Gericht muss jedoch nicht ausdrücklich jedes Vor-

bringen der Beteiligten bescheiden. Ein Verstoß gegen die Pflicht zur Berücksichtigung von Vor-

bringen ist nur dann anzunehmen, wenn sich dies aus den besonderen Umständen des Falles 

ergibt (BVerfGE, aaO), zB wenn ein Gericht das Gegenteil des Vorgebrachten - ohne entspre-

chende Beweisaufnahme - annimmt oder den Vortrag eines Beteiligten als nichtexistent behan-

delt (vgl BVerfGE 22, 267, 274) oder wenn das Gericht auf den wesentlichen Kern des Tatsa-

chenvortrags zu einer Frage, die für das Verfahren von zentraler Bedeutung ist, nicht eingeht, 

sofern der Tatsachenvortrag nach der Rechtsauffassung des Gerichts nicht unerheblich ist 

(BVerfGE 86, 133, 146). Art 103 Abs 1 GG schützt indes nicht davor, dass ein Gericht die 

Rechtsansicht eines Beteiligten nicht teilt (BVerfGE 64, 1, 12; 76, 93, 98). 

 

Mit der lediglich pauschal eingebrachten Behauptung, das LSG habe sich mit den Beweisanträ-

gen des Klägers nicht auseinandergesetzt, sodass deren Nichtbeachtung rechtswidrig sei, stellt 

dieser eine Verletzung des § 62 SGG nicht ausreichend dar. Die Rüge der Verletzung des Fra-

gerechts eines Beteiligten kann nach den §§ 116, 118 SGG iVm §§ 397, 402, 411 ZPO als Aus-

schluss des Anspruchs auf rechtliches Gehör gemäß § 62 SGG und Art 103 Abs 1 GG (vgl BSG 

SozR 3-1750 § 411 Nr 1) einen wesentlichen Verfahrensmangel darstellen, wenn der Beteiligte 

die nach seiner Ansicht erläuterungsbedürftigen Punkte dem Gericht rechtzeitig vor der münd-

lichen Verhandlung schriftlich mitgeteilt hat und die aufgeworfenen Fragen objektiv sachdienlich 

sind (vgl BSG SozR 4-1500 § 62 Nr 4 RdNr 5 = Juris RdNr 6). Der Kläger hat es aber in seiner 

Beschwerde versäumt - wie bereits ausgeführt - konkrete erläuterungsbedürftige Punkte zu 
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benennen, wegen derer die Sachverständigen und sachverständigen Zeugen befragt werden 

sollten und dass diese Fragen vor dem Hintergrund der Rechtsauffassung des LSG objektiv 

sachdienlich sind. 

 

Auch der Vortrag über die Nichtgewährung von Akteneinsicht durch das LSG und das Fehlen 

einer Kopie des Bescheides vom 8.2.2010 in den Gerichtsakten genügt nicht zur Bezeichnung 

eines Verfahrensmangels. Insoweit hätte sich der Kläger damit auseinandersetzen müssen, 

dass das LSG in seinem Urteil im Parallelverfahren unter B 9 SB 33/14 B festgestellt hat, dass 

der Bescheid vom 8.2.2010 dem Kläger persönlich bekanntgegeben worden ist und dessen 

Prozessbevollmächtigten vom SG mit Verfügung vom 18.3.2010 Akteneinsicht auch in die Ver-

waltungsakten des Beklagten gewährt worden ist. Hieran fehlt es. 

 

Für den Vorwurf, das LSG habe gegen die UN-BRK und gegen § 191a Abs 1 GVG iVm der ZMV 

verstoßen durch die Nicht-Zurverfügungstellung der Dokumente in behindertengerechter Form 

an den Kläger, gilt nichts anderes. Vor dem Hintergrund der vom Kläger selbst zitierten Ausfüh-

rungen des BSG in dessen Parallelverfahren B 3 P 2/14 B (Beschluss vom 18.6.2014, NZS 

2014, 838) muss sich das Berufungsgericht im Falle eines zuerkannten Merkzeichens "BL" nur 

dann zu weiterer Aufklärung veranlasst sehen, wenn es Zweifel hat, ob der Kläger eine blinde 

oder sehbehinderte und damit eine nach § 1 Abs 1 ZMV berechtigte Person ist. Auch insoweit 

fehlen substantiierte Tatsachen- und Rechtsausführungen dazu, weshalb sich das LSG von 

seinem Standpunkt aus hätte gedrängt sehen müssen, weitere Ermittlungen auf medizinischem 

Gebiet dahingehend anzustellen, ob der Kläger eine blinde oder sehbehinderte Person ist und 

weshalb es diesem einen entsprechenden barrierefreien Zugang -  in Form einer Hörkas-

sette - hätte gewähren müssen. Dies hat der Kläger versäumt. Er behauptet selbst nicht, dass 

das LSG tatsächlich Zweifel an seiner Sehfähigkeit gehabt und ihm deshalb die Prozessunterla-

gen nicht unmittelbar zur Verfügung gestellt habe (vgl hierzu: BVerfG Beschluss vom 

10.10.2014 - 1 BvR 856/13 - zu Gründe II. 2. a) bb) und b) - Juris). Demgegenüber hat der Klä-

ger nach den Feststellungen der Tatsachengerichte im Verfahren B 9 SB 33/14 B seine Blind-

heit - auch zur Überzeugung des erkennenden Senats - vorgetäuscht, um entsprechende Fest-

stellungen des Beklagten zu erwirken. Diese, dem 3. Senat des BSG in seinem Beschluss vom 

18.6.2014 (B 3 P 2/14 B, NZS 2014, 838) offensichtlich nicht bekannten Feststellungen, binden 

den Senat nach § 163 SGG, weil der Kläger mit seinen dagegen gerichteten Rügen nicht durch-

zudringen vermag. Daher können auch die weiteren Verfahrensrügen, die auf der behaupteten 

Blindheit aufbauen, keinen Erfolg haben. 

 

Zwar kann auch - wie vom Kläger vorgetragen - die Verwertung beigezogener Akten und Urkun-

den aus anderen Verfahren einen Verstoß gegen die Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme 

(§ 117 SGG), die Durchführung des Urkundsbeweises (§ 118 Abs 1 SGG iVm §§ 415 ff ZPO) 

sowie den Anspruch auf rechtliches Gehör bewirken, wenn die Beteiligten hierauf nicht zuvor 

hingewiesen worden sind und ihnen Gelegenheit zur Akteneinsicht und Stellungnahme gegeben 
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worden ist. Ebenso kann die Ablehnung eines Verlegungsantrags zu einer Verletzung des recht-

lichen Gehörs führen, wenn der Grundsatz des rechtlichen Gehörs (Art 103 Abs 1 GG, § 62 

SGG) ggf dadurch verletzt worden ist (vgl BSG SozR 4-1500 § 62 Nr 1 SGG). Da aber eine 

Verletzung des rechtlichen Gehörs in sozialgerichtlichen Verfahren kein absoluter Revisions-

grund ist (vgl Becker, aaO, S 334 zu Fn 227 mwN), müssen auch die übrigen aufgeführten 

Voraussetzungen wie zB das Beruhenkönnen der LSG-Entscheidung auf der Verletzung und 

deren Entscheidungserheblichkeit dargelegt werden. Der Kläger hat es auch insoweit versäumt 

darzulegen, welches entscheidungserhebliche Vorbringen durch diese vermeintlichen Verfah-

rensfehler verhindert worden sein soll und inwieweit die Entscheidung des LSG darauf beruht 

(vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 36). 

 

Die Beschwerde stellt insgesamt nicht substantiiert dar, warum die angefochtene Entscheidung 

überhaupt auf der geltend gemachten Gehörsverletzung beruhen könnte. Dies gilt insbesondere 

hinsichtlich des auf fehlende anwaltliche Vertretung gestützen Verlegungsantrags und des be-

haupteten neuerlichen PKH-Antrags mit Schreiben vom 14.3.2014. Hierzu fehlen zudem Darle-

gungen, weshalb in dem Vorbringen, das Weiteres nach erfolgter PKH-Bewilligung und Fach-

anwaltsbeiordnung folge, konkludent ein neuer Antrag zu sehen sei. Tatsächlich hat das LSG 

mit Beschluss vom selben Tag den vorliegenden PKH-Antrag abgelehnt und sodann mit Verfü-

gung vom 18.3.2014 den Kläger darauf hingewiesen, dass nicht beabsichtigt sei, den Termin am 

1.4.2014 aufzuheben. Insbesondere legt die Beschwerde - wie oben bereits angemerkt - nicht 

dar, zu welchem Ergebnis die begehrte Befragung von sachverständigen Zeugen oder weiterge-

hende medizinische Ermittlungen voraussichtlich geführt hätten und warum sich dadurch das 

Verfahrensergebnis hätte ändern können. 

 

c) Schließlich hat der Kläger auch nicht hinreichend substantiiert dargelegt, weshalb ihm das 

LSG - ausgehend von dessen Rechtsansicht - wegen mangelnder Prozessfähigkeit nach § 72 

Abs 1 SGG einen besonderen Vertreter hätte bestellen müssen. Insoweit fehlt es bereits an der 

Darlegung der medizinischen und rechtlichen Voraussetzungen, nach denen sich das LSG zu 

diesem Vorgehen hätte veranlasst sehen müssen (zu den Voraussetzungen s zB Senatsbe-

schluss vom 14.11.2013 - B 9 SB 84/12 B - SozR 4-1500 § 72 Nr 3 RdNr 6). Die bloße Be-

hauptung genügt nicht. 

 

d) Die weiteren, vom Kläger geltend gemachten (vermeintlichen) Verfahrensmängel stützen sich 

ebenfalls alle auf seine Behauptung, blind zu sein. So rügt der Kläger auch die Ladung durch 

das LSG vom 10.3.2014 sowie die Ablehnung seines PKH-Antrages mit Beschluss vom 

14.3.2014 ohne Zurverfügungstellung einer Hörkassette. Nach den Feststellungen des LSG im 

Parallelverfahren B 9 SB 33/14 B liegt eine Blindheit des Klägers tatsächlich und rechtlich aber 

gerade nicht vor. 
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3. Von einer weiteren Begründung sieht der Senat daher ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 

SGG). 

 

4. Die Beschwerde ist somit ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen (§ 160a 

Abs 4 S 1 Halbs 2, § 169 SGG). 

 

5. Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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